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in den Lokalen, was dadurch zu einer Reduzierung 

der Sitzplätze führt,  wie auch Dokumentations-
pflichten. Zur Nachverfolgung von Infektionsket-

ten muss nachvollziehbar sein, wer wann und mit 
wem ein Lokal besucht hat. Ebenso gilt weiterhin 

eine Maskenpflicht, wenn man sich im Lokal be-

wegt.  

Viele Gastronomen und auch viele von uns haben 
diese Rückkehr zu einem kleinen Stück Normalität 

lange herbeigesehnt. Aber dennoch bleibt es für 
die Gaststätten, die nun so lange geschlossen wa-

ren, wenn sie nicht außer Haus verkauft haben, sie 
keine Einnahmen hatten, schwierig. Sie brauchen 

unsere Unterstützung als Gäste und viele auch die 

des Staates. 

Leider gibt es aber auch noch andere Bereiche, die 
derzeit noch keine Perspektive für eine Wiederer-
öffnung haben. Ich denke dabei an Messe- und 
Veranstaltungsausstatter und insbesondere an die 

Busunternehmen. Auch für unsere Reisebüros 
geht diese katastrophale Zeit ohne Einnahmen 

noch weiter. Deshalb õ und das sage ich ganz be-
wusst als Tourismus- und Verkehrspolitiker müs-

sen wir für diesen Bereich des Tourismus noch 
nachsteuern und uns weitere Möglichkeiten zur 

Unterstützung einfallen lassen. Das Land Baden-
Württemberg hat auf Betreiben der CDU bereits 

erste weitere Hilfen beschlossen. Und auch wir im 
Bund arbeiten mit Hochdruck daran, die von der 

Krise besonders betroffenen Branchen nicht im 
Regen stehen zu lassen. Ich hoffe, dass sich die 

angedachten Lösungen auch kurzfristig umsetzen 
lassen. So können wir sicherstellen, dass diese 

wichtigen Wirtschaftsbereiche und deren Inhaber, 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und deren 

Familien die Krise meistern können. 

Bleiben sie gesund! 

Ihr  

Michael Donth 
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Liebe Leserin, lieber Leser,  

ab kommender Woche tritt eine weitere Rück-
kehr zur Normalität in dieser schwierigen Krisen-
zeit in Kraft. Die Speisegaststätten dürfen wieder 
öffnen und uns als ihre Gäste empfangen. Aller-

dings gelten weiterhin strenge Hygienevorgaben 
und Beschränkungen. Das betrifft die Abstände 

Michael Donth 

Mitglied des Deutschen Bundestages   

Büro Berlin, Platz der Republik 1, 11011 Berlin 

Büro Reutlingen, Seestraße 6-8, 72764 Reutlingen 

Tel.: 030 / 227 778 17                 Tel. 07121 / 385 445 
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I. Die politische Lage in 

Deutschland 

Im Einklang mit den bundesweiten Lockerungen 
kehrt auch der Deutsche Bundestag schrittwei-

se zur Normalität zurück. Bewährte Abstands- 
und Hygieneregeln genießen nach wie vor 
oberste Priorität. Wo es räumlich und organisa-
torisch möglich ist, findet die fraktionsinterne 

Abstimmung wieder in Präsenzveranstaltungen 
statt. Ich möchte an alle Beteiligten appellieren, 
verantwortungsvoll mit diesen wiedergewonne-

nen Möglichkeiten umzugehen und somit zur 
Vorbildrolle des Deutschen Bundestages beizu-
tragen. Nach einigen Wochen sehr starker Fo-
kussierung auf die akute Krisenbewältigung 

kommen nun an drei vollen Sitzungstagen auch 

wieder andere politische Themen in den Blick.  

Nach der Krise sind andere Antworten gefor-
dert als vor der Krise. Der sich abzeichnende 

Einbruch bei den gesamtstaatlichen Steuerein-
¡sz w¡ {¦§ ¦§¥¨}§¨¥w~~w¥ `s§¨¥@ ćT¨¦{¡w¦¦ s¦ 
¨¦¨s~÷  {§ vw¡ {  w¥ y~w{uzw¡ X¢¥vw¥¨¡yw¡ 
nach konjunkturpolitischen Strohfeuern wird 

den Ansprüchen Deutschlands als führende 
Technologie- und Industrienation im 21. Jahr-
hundert nicht gerecht. Was hindert deutsche 

Unternehmen und öffentliche Verwaltungen 
bei Digitali-
sierung, Mo-
bilität und 

nachha l t i -
gem Wachs-
tum welt-

weit führend 
zu sein? Da-
rauf kommt 
es jetzt an: 

das Zukunftspotenzial unserer Gesellschaft he-
ben. Wir alle sind aufgefordert, diese notwendi-
ge Debatte mit innovativen Vorschlägen zu be-

reichern.  

Auch die internationale Politik bleibt von den 
negativen Auswirkungen der Corona-Pandemie 
nicht verschont. Fehlender Gesundheitsschutz, 

harte wirtschaftliche und soziale Einschnitte 
und ein sinkender Ölpreis erschweren die Ko-
operation auf globaler Ebene. Angesichts wach-
sender Systemkonkurrenz und politischer Span-

nungen unter anderem zwischen den USA und 
der Volksrepublik China sind Deutschland und 
Europa mehr und mehr auf sich alleine gestellt. 

Wir stehen gemeinsam vor der historischen 
Herausforderung, jetzt die Weichen für ein stär-
ker eigenverantwortliches und souveränes Eu-
ropa zu stellen õ mit Deutschland als wesentli-

chen Impulsgeber.  

II. Die Woche im Parlament  

In dieser Woche diskutieren wir die Verlänge-
rung des seit 1999 bestehenden KFOR-
Mandats. Die personelle Obergrenze wurde in 
den letzten Jahren schrittweise verringert und 

Maßvolle Rückkehr zur parlamentarischen 

Normalität  

Mutige ěSprýngeę in Deutschlands Zukunft 

An historischer Herausforderung wachsen 

Fortsetzung der deutschen Beteiligung an 

der internationalen Sicherheitspräsenz in  

Kosovo (KFOR)  
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besteht aktuell aus 400 Soldaten. Damit wird 
gewährleistet, dass die Bundeswehr bei einer 
unerwarteten Verschlechterung der Sicher-

heitslage schnell und flexibel reagieren kann. 
Dabei ist der deutsche Beitrag auch ein Be-
kenntnis zu den Verpflichtungen innerhalb der 
NATO auf Grundlage der Resolution 1244 des 

VN-Sicherheitsrates.  

Wir beraten in dieser Woche über die Verlänge-
rung des Bundeswehr-Mandates für den Ausbil-

dungseinsatz in Mali. Das vorliegende Mandat 
sieht entscheidende Veränderungen am bisheri-
gen Mandat für die Mission EUTM Mali vor. Das 

betrifft etwa das Einsatzgebiet, welches über 
das Staatgebiet Malis hinaus auch auf die übri-
gen vier Staaten der G5-Sahelzone (Burkina 
Faso, Mauretanien, Niger, Tschad) erweitert 

wird. Deutschland sein Engagement weiter 
nach Zentralmali ausdehnen und die Ausbil-
dung im Niger intensivieren. Im Zuge dieser 

Erweiterung wird die personelle Obergrenze 

von bisher 350 auf 450 Soldaten erhöht.  

 

In dieser Woche besprechen wir die Verlänge-
rung des Mandates MINUSMA zur Stabilisie-
rung Malis. Die Stabilisierung Malis ist ein 

Schwerpunkt des deutschen Engagements in 
der Sahel-Region und ein wichtiges Ziel unserer 
Afrikapolitik. Die Bundeswehr unterstützt MI-
NUSMA aktuell insbesondere durch die Bereit-

stellung eines Aufklärungsverbandes mit Ob-
jektschutz- und Aufklärungskräften sowie erfor-
derlichen Einsatzunterstützungs- und IT-

Kräften. Die Mandatsobergrenze soll weiterhin 

bei 1.100 Soldaten liegen.  

Wir beschließen aus Anlass der Coronakrise in 

zweiter und dritter Lesung weitere Maßnahmen 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 

deutscher Streitkräfte an der Multidimensio-

nalen Integrierten Stabilisierungsmission der 

Vereinten Nationen in Mali (MINUSMA)  

Beratung des Antrags der Bundesregierung 

zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 

deutscher Streitkräfte an der Militärmission 

der Europäischen Union als Beitrag zur Aus-

bildung der malischen Streitkräfte  

(EUTM Mali)  

Zweites Gesetz zum Schutz der Bevölkerung 

bei einer epidemischen Lage von nationaler 

Tragweite  




